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Fur einen Eklat sorgte SP-Prasident Christian Levrat, der - unzufrieden mit der
Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen - den Prasidenten der FDP
Fulvio Pelli der Llige bezichtigte. Die FDP hatte versprochen, dass sie einen
Departementswechsel der Bundesrate Maurer und Widmer-Schlumpf verhindern wirde
und einer Sitzverteilung nach dem Anciennitatsprinzip nicht entgegenstehen wirde,
unter der Bedingung, dass die SP den FDP-Bundesratssitz unterstltzte. Beide
Versprechen héatten die Freisinnigen nicht eingehalten. Die grosse Rochade bei der
Departementsverteilung hatte zur Folge, dass die SP nicht nur das Uvek an die CVP
abgeben musste, sondern auch,  dass Bundesratin ~ Sommaruga  als
Konsumentenschitzerin nicht das Volkswirtschaftsdepartement erhielt, sondern als
Nichtjuristin das EJPD Ubernehmen musste. Pelli seinerseits kindigte eine
Verleumdungsklage gegen Levrat an. Die Causa Levrat-Pelli beschéftigte die Presse
einige Tage lang, bevor der Streit Mitte Oktober mit einer dirren Medienmitteilung
beigelegt wurde. '

Bei Ersatzwahlen fiir den Standerat im Kanton Freiburg, die aufgrund der Wahl von
Alain Berset in den Bundesrat notig geworden waren, obsiegte Christian Levrat, der
Prasident der SP, deutlich Uber den Herausforderer der FDP, Jacques Bourgois. Fur
Kritik bei den bdurgerlichen Parteien sorgte der Umstand, dass Levrat trotz
Standeratsmandat sein Parteiprasidium behielt.

Lange Zeit eigentlich nicht prioritdres Thema der Sozialdemokraten, wollte man die
Federfliihrung in der Migrationspolitik nicht mehr langer der SVP Uberlassen. Die SP
legte deshalb Anfang April in einem Positionspaper dar, was flr sie koharente und
umfassende Migrationspolitik bedeutet. Hauptforderung des Papiers war die
Ausweitung der Personenfreizigigkeit auf Nicht-EU-Staaten. In bilateralen
Handelsbeziehungen musse kinftig auch der Migrationsaspekt miteinbezogen werden.
Es liege im Interesse der Schweiz, spezialisierte Arbeitskrafte aus der ganzen Welt zu
rekrutieren. Den negativen Folgen der Einwanderung - die SP fihrt diese auf die mittels
Steueranreizen organisierte Standortpolitik einzelner Kantone zurliick - mussten mit
flankierenden Massnahmen in der Steuer- und Bildungspolitik sowie auf dem Arbeits-
und Wohnungsmarkt begegnet werden. Insbesondere in den Stadten sei die
Schmerzgrenze erreicht. Mit gemeinnitzigem Wohnungsbau, Mindestldhnen und
Mindeststeuersatzen fur Unternehmen, die nur noch in strukturschwachen Regionen
durch Steuerverglinstigungen angelockt werden dirfen, kénnten die Probleme
gemildert werden. Das 51 Kapitel und 149 Forderungen umfassende Papier deckte sich
weitgehend mit den Planen der SP-Justizministerin Simonetta Sommaruga. So wurde
etwa auch ein effizienterer Vollzug im Asylwesen gefordert. Die Bundesratin selber
machte sich bei einer Rede in Basel fur eine konsequentere Ahndung von Missbrauchen
durch kriminelle Asylbewerber stark. Verantwortung Ubernehmen heisse auch
unattraktive Entscheide mitzutragen. Das Papier stiess auf interne Kritik und fast 900
Anderungsantrdge gingen ein. Bevor es im Herbst an der zweitagigen
Delegiertenversammlung in Lugano diskutiert wurde, nahm die Geschaftsleitung einige
Préazisierungen vor. Eine Auseinandersetzung in der Asylfrage zwischen Cédric Wermuth
(AG) und Prasident Christian Levrat (FR) wurde in der Boulevardpresse zu einem
Hauskrach hochstilisiert. Wermuth warf der Parteispitze vor, mit dem Papier vor der
Rechten zu kuschen. In Lugano folgten die Delegierten den Vorschlagen der
Parteileitung mehrheitlich. Der linke Flugel setzte sich einzig mit dem Antrag durch,
dass Zwangsmassnahmen fur die Ausschaffung verboten werden missen. Angenommen
wurde auch ein Antrag der SP Graubunden, allen in der Schweiz geborenen Personen
automatisch das Burgerrecht zu erteilen. Zudem fordert das verabschiedete Papier
auch die Legalisierung aller Sans-Papiers.
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Nicht zufrieden mit dem in Lugano beschlossenen Papier zur Migrationspolitik zeigten
sich insbesondere die Juso. Sie beschlossen Ende Oktober, das Referendum gegen die
Asylgesetzrevision zu ergreifen. Die Mutterpartei unterstitzte diesen Beschluss nicht,
obwohl die Fraktion sich in der Parlamentsdebatte noch stark gegen die
Revisionsvorlage eingesetzt hatte. Gestutzt auf die in Lugano gefassten Beschllsse
wolle man das Risiko einer wahrscheinlichen Niederlage an der Urne nicht eingehen.
Eine solche kénnte den weiteren Verlauf der Asyldebatte verscharfen. Parteiprasident
Christian Levrat (FR) beflrchtete eine erfolglose Abwehrschlacht, die den blrgerlichen
Parteien eine Plattform bieten wuirde. Diese Position wurde aber im Verlaufe des
Spatherbstes nicht nur von den Juso, sondern auch von einigen Kantonal- (BS, TG, GE,
Al, Tl, AG) und stadtischen Sektionen (Zirich, St. Gallen) hinterfragt, die das
Referendum aktiv unterstitzten. Alt-Bundesratin Micheline Calmy-Rey und alt-
Nationalrat Jean Ziegler kritisierten die Parteileitung ebenfalls und sagten ihre
Unterstltzung flr das Referendum zu. Auf der Gegenseite meldeten sich prominente
SP-Politiker aus der Romandie - so etwa Cesla Amarelle (VD) oder Carlo Sommaruga
(GE) - aber auch die Aargauer Standeratin Pascale Bruderer zu Wort: man misse die
Migrationspolitik aktiv und nicht defensiv mitgestalten. Die Geschaftsleitung beschloss
mit nur einer Gegenstimme, der Delegiertenversammlung in Thun am 1. Dezember den
Antrag zu stellen, auf ein Referendum zu verzichten. Dort spiegelte sich die interne
Umstrittenheit im mit 114 zu 92 Stimmen gefassten Entscheid gegen die Ergreifung
eines Referendums. Die anwesende Bundesradtin Simonetta Sommaruga zeigte sich
zufrieden. Die Partei hatte in der Asyldebatte mehr zu bieten, als Vorschldge von
anderen zu bekampfen. ®

Zur Legislaturhalbzeit zog die SP-Fraktion eine positive Bilanz. In zahlreichen Bereichen
hatte eine informelle Mitte-links-Allianz gespielt. Der einstmals starre Blrgerblock
existiere vor allem auch im Standerat, in dem die SP mit elf Sitzen so viele Mandate wie
noch nie zuvor innehatte, nicht mehr. Beklagt wurde allerdings auch, dass die FDP
anders als friher nicht mehr flir eine Mitte-links-Zusammenarbeit zu gewinnen sei.
Préasident Levrat bezeichnet die Freisinnigen Ende Juni als .blasse Kopie der
nationalkonservativen SVP". Bei den Wahlen 2015 musse verhindert werden, dass die
SVP und die FDP vier Regierungssitze erhalten. *

Als Reaktion auf das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative forderte Parteiprésident
Christian Levrat in einem ganzseitigen offenen Brief im "Blick" eine Umsetzung des
Begehrens, die moglichst nahe am Volkswillen sei. Die Initiative sei auf dem Land
angenommen, in der Stadt aber verworfen worden. Deshalb seien die Massnahmen fur
die Umsetzung vor allem auf die landlichen Regionen zu konzentrieren. Levrat forderte
neben einer Verscharfung des Raumplanungsgesetzes und der wortgetreuen Umsetzung
der Zweitwohnungsinitiative auch eine Beschréankung der Zahl auslandischer
Arbeitskrafte fur die Landwirtschaft, mehr Kontrollen gegen Schwarzarbeit in landlichen
Gebieten oder die Erhéhung von Hypozinsen in peripheren Regionen. Wenn
Kontingentsysteme eingefiihrt wirden, so mussten diese nach Branchen und Kantonen
festgelegt werden, wobei die Stéddte die grossten Kontingente an ausléndischen
Facharbeitern erhalten mussten. Mit diesen Forderungen wollte Levrat provozieren und
die SVP-Versprechungen ‘"entlarven". Er weckte dabei zahlreiche emporte
Gegenreaktionen der Initianten. Ende Juni verdéffentlichten die Sozialdemokraten dann
ihre ernster gemeinten Vorschlage far eine Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative. Sie wandten sich gegen die Idee von Kontingenten und
wollten der Abhéngigkeit von auslandischen Fachkraften durch innenpolitische
Reformen Herr werden. Frauen und éltere Arbeithnehmende mussten im Markt behalten
werden. Zudem soll ein von Arbeitgebern gespeister Fonds geschaffen werden, mit dem
die Kosten fur die Integration gedeckt werden sollen. Firmen, die auslandische
Fachkrafte engagieren, mdissten in diesen Fonds einzahlen. Zudem sollen
Steuerprivilegien fur Auslénder - etwa die Pauschalbesteuerung - abgeschafft werden.
Parteiintern stiessen die Forderungen allerdings auch auf Skepsis. Es sei nicht an der
SP, fur eine fremdenfeindliche SVP-Initiative vdlkerrechtlich  vertréagliche
Umsetzungskonzepte zu finden - gab etwa Cedric Wermuth (sp, AG) zu Protokoll. Das
Papier wurde an der Delegiertenversammlung Ende Oktober in Liestal ausfihrlich und
emotional diskutiert. Letztlich wurde es gutgeheissen, aber auf Antrag der St. Galler und
der Waadtlander Kantonalsektion wurde die Idee des Integrationsfonds gestrichen. ®
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Ein Wechsel an der Spitze der SP scheint fur die nachste Zeit nicht geplant zu sein. An
der Delegiertenversammlung Ende Juni in Winterthur wurden der seit 2008 amtierende
Parteiprasident Christian Levrat und das flnfkopfige Vizeprasidium, bestehend aus
Jacqueline Fehr (ZH), Barbara Gysi (SG), Géraldine Savary (VD), Marina Carobbio
Guscetti (TI) und David Roth (LU) wiedergewéhlt. Levrat gab bekannt, sich auch nach
den Wahlen 2015 weiterhin als Prasident zur Verflgung zu stellen. Er wurde von der SP
des Kantons Freiburg Ende Jahr auch wieder als Standeratskandidat nominiert. ¢

An der Delegiertenversammlung in Winterthur Ende Juni betonte SP-Parteipréasident
Levrat die Bedeutung von Steuern flr das Funktionieren der Schweiz. Ohne Steuern
gabe es weder Service Public, noch Schulen, Strassen oder Landwirtschaft. Umso
wichtiger sei, dass die Steuerpolitik nach dem Prinzip der Verteilungsgerechtigkeit
ausgerichtet wirde. Die Genossen verlangten deshalb eine faire Steuerbelastung
gemass der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit und eine Aufhebung des
Steuerwettbewerbs zwischen den Kantonen. In einem Positionspapier forderten die
Delegierten die Aufhebung von Steuerprivilegien, lehnten allerdings ein von der Sektion
Zurich gefordertes Verbot von Lizenzboxen bei der Unternehmenssteuerreform lll ab. ’

In einem Interview mit der ,Sonntagszeitung" Mitte September unterstellte SP
-Parteiprésident  Christian Levrat der SVP .faschistoide Tendenzen" und
»~menschenverachtende Positionen™. Dies brachte dem Freiburger SP-Standerat einige
Kritik ein. Levrat selber bereute die Aussage nicht. Die SVP setze sich gegen die
Européaische Menschenrechtskonvention ein, stelle laufend die Schweizer Institutionen
wie Bundesgericht, Bundesrat oder Parlament in Frage und bekdmpfe das Asylrecht.
Gegen diese geféhrliche Radikalisierung, die so vor zwei Jahren noch nicht méglich
gewesen ware, misse man sich zur Wehr setzen. ®

Als Ziel der SP fiir die eidgendssischen Wahlen 2015 nannte Parteiprasident Levrat die
Erringung von 20% Wahleranteil. Dies wirde einem Wachstum von 1,3 Prozentpunkten
gleichkommen. Die SP will vor allem ihre eigene Klientel mobilisieren und verdeutlichen,
dass es eine Partei brauche, die der SVP die Stirn biete. Mit dem bereits 2011
verwendeten Slogan ,Flr alle statt fir wenige™, mit einer Betonung von Arbeits-,
Wohnungs- und Rentenpolitik und der Propagierung einer offenen Schweiz sollen vor
allem SP-Wahlerinnen und Wahler aus Agglomerationsregionen an die Urne gebracht
werden. Ende Jahr gab die SP bekannt, entgegen der urspringlichen Ankindigungen,
nicht mit einer Initiative in den Wahlkampf zu ziehen. Ursprlnglich war aus sechs
Initiativprojekten mit der Kindergutschriftinitiative eines ausgewahlt worden, mit dem
im Wahljahr auf Stimmenfang gegangen werden sollte. Die Genossen wollten sich aber
letztlich lieber auf ihre neuartige Mobilisierungsidee konzentrieren: Rund 10000 SP-
Mitglieder sollen in den Wochen vor den Wahlen jeweils 10 potenzielle SP-Wahlerinnen
und -Waéhler anrufen und sie um ihre Stimme bitten. Voraussichtlich werden die
Genossen fur die eidgendssischen Wahlen 2015 wieder flachendeckende
Listenverbindungen mit den Griinen eingehen. Man musse vor allem verhindern, dass es
in der Regierung zu einer rechtsburgerlichen Mehrheit komme. Dabei sei grundsatzlich
egal, ob es zwei SVP- und einen FDP-Sitz oder zwei FDP- und einen SVP-Sitz im
Bundesrat habe. Den Sitz von Widmer-Schlumpf gedenke man ein weiteres Mal zu
verteidigen, gab Levrat in einem Interview mit "Le Temps" bekannt. ?

Anfang Mérz 2015 standen die Prasidenten der drei burgerlichen Parteien CVP
(Christophe Darbellay; cvp, VS), FDP (Phillip Maller; fdp, AG) und SVP (Toni Brunner; svp,
SG) vor die Medien, um einen biirgerlichen Schulterschluss in der Wirtschaftspolitik
anzukinden. Mit Hilfe eines Programms, das moglichst viele gemeinsame Punkte wie
etwa ein Verbot neuer Steuern in den nachsten finf Jahren oder die Bekampfung
administrativer Kosten fur Unternehmen enthalte, wolle man einen einheitlichen
blrgerlichen wirtschaftspolitischen Kurs einschlagen, um den von der Frankenstarke
verursachten Problemen Herr zu werden.

Weniger konkrete Ubereinstimmung fand sich im Ende Marz vorgelegten Programm
dann freilich in der AHV-, der Energie- und der Europapolitik. Das St. Galler Tagblatt
sprach denn auch von einer «burgerlicheln] Schnittmenge mit Licke». Die Linke
reagierte skeptisch auf das gemeinsame Wirtschaftsprogramm. Christian Levrat (sp,
FR), Parteiprasident der SP, sprach davon, dass FDP und CVP vor der SVP kapitulierten
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und zu Juniorpartnerinnen wdirden, sich damit aber flUr die anstehenden
eidgendssischen Wahlen wohl «das eigene Grab schaufeln» wurden. In Le Temps wurde
die Vermutung gedussert, dass vor allem die CVP mit diesem Biindnis die rechte Flanke
sichern wolle; dies sei nach dem BDP-Nein zu einer Fusion mit der CVP nétig, so die
«Schweiz am Sonntag».

Das als gemeinsamer roter Faden gedachte burgerliche Projekt bekam schon im Mai
2015 erste Risse. Die CVP versagte einem im Rahmen des Konsolidierungs- und
AufgabenUberprifungspakets (KAP) von der SVP gestellten Antrag flir eine Deckelung
der Staatsausgaben ihre Unterstitzung und hiess auch Mehrausgaben im Kulturbereich
gut. Freilich hatten sich auch FDP und SVP im Rahmen des KAP fur ein hoheres
Armeebudget und eine Entscharfung des Sparprogramms in der Agrarpolitik
ausgesprochen. Der Blick sprach deshalb von einem «Wortbruch in Serie» und von
einem gebrochenen «Sparschwur» und startete fir die Sommersession 2015 einen
«Schwur-Check», um aufzuzeigen, wo die burgerlichen Parteien von ihren
Sparversprechen abwichen. In der Folge meldeten sich im Boulevardblatt kritische
Stimmen von CVP- und FDP-Nationalratsmitgliedern, wonach der Schulterschluss zu
einem Verlust der Glaubwdrdigkeit der eigenen Partei fuhren kdnnte.

Mitte Juni bezeichnete dann SVP-Parteiprasident Toni Brunner den Schulterschluss in
einem Interview in der «Schweiz am Sonntag» als «Makulatur». Grund daflir war vor
allem auch die Weigerung der FDP, mit der SVP flachendeckende Listenverbindungen
fur die eidgendssischen Wahlen einzugehen. Die SVP habe alles versucht, die beiden
anderen Parteien «auf den Pfad der Tugend zurtckzubringen», die CVP bewege sich
aber nach links und der FDP sei egal, ob bei den Wahlen die SP oder die SVP zulege. In
der Folge kam es zu gegenseitigen Schuldzuweisungen via Medien. Laut Christophe
Darbellay verabschiede sich die SVP aus dem burgerlichen Lager, weil sie keine Hand fur
Losungen biete. Zurlickhaltender zeigte sich Philipp Muller. Man durfe nicht nur auf die
Differenzen zeigen, sondern mdusse auch darauf schauen, was die burgerliche
Zusammenarbeit bereits gebracht habe. Die FDP halte deshalb am Schulterschluss fest,
weil es ihr um den Erhalt von Arbeitsplatzen gehe. Die in der Herbstsession von der
blrgerlichen Mehrheit gegen den Willen der eigenen Bundesratsmitglieder
gutgeheissenen Deregulierungsvorstdsse wurden denn etwa von der Aargauer Zeitung
als «Lebenszeichen» flr die angeklndigte blrgerliche Zusammenarbeit interpretiert. ™

Am 19. November 2016 bestimmte die SP-Fraktion mit der Nominierung der zweiten
Nationalrats-Vizeprasidentin im Prinzip die zukinftige Nationalratsprésidentin. Die
Parteien besetzen dieses Amt im Turnus und die Regel will, dass die Positionen jahrlich
weitergegeben werden: Die erste Vizeprasidentin oder der erste Vizeprasident steigt
zur Prasidentin oder zum Prasidenten auf und die zweite Vizeprasidentschaft nimmt
neu die Position im ersten Vizeprasidium ein. Somit ist die Wahl ins zweite
Vizeprésidium durch die Fraktionen praktisch Voraussetzung fur eine spatere
Nationalratsprasidentschaft. Fur die SP, die 2018/2019 die Spitzenposition im
Nationalrat besetzen wird, war klar, dass dieses Amt wieder durch eine Frau besetzt
werden soll. In der Geschichte der Schweiz standen der grossen Kammer bisher zwolf
Frauen als Prasidentin vor. Nach Pascale Bruderer (AG) im Jahr 2009/2010 und
Stéphane Rossini 2014/2015 sollte wieder eine Genossin an der Reihe sein und die 13.
Frau Nationalratsprasidentin werden. Im Vorfeld kursierten drei Namen: Chantal
Galladé (ZH), Edith Graf-Litscher (TG) und Marina Carobbio Guscetti (TI). Im zweiten
Wahlgang setzte sich Carobbio Guscetti mit 28 zu 21 Stimmen knapp vor Chantal
Galladé durch. Dass die Wahl auf eine Tessinerin fiel, sei ein Zeichen fur den nationalen
Zusammenhalt, gab die GekUlrte zu Protokoll. In der Presse wurde die Wahl allerdings
mit einiger Uberraschung kommentiert, da in der SP bereits die beiden Prasidien von
Partei (Christian Levrat, FR) und Fraktion (Roger Nordmann, VD) durch Personen aus der
lateinischsprachigen Schweiz besetzt seien. ™

1) Presse vom 28.9. bis 13.10.10.

2) SoBli, 18.3.12; Presse vom 1.4.12; WoZ, 5.4.12; NZZ, 25.6. und 20.7.12; LT, 3.9.12; Blick, 5.9. und 6.9.12; TA, 6.9.12; Presse
vom 7.9., 8.9.und 10.9.12; NZZ, 18.10.12.

3) NZZ,18.10.12; AZ, 25.10.12; NZZ, 27.10.12; TA, 30.10.1, 31.10. und 3.11.12; NLZ, 7.11.12; AZ, 15.11.12; NZZ, 24.11.12; NLZ, 1.12.12;
So-Bli, 2.12.12; Presse vom 3.12.12.

4)NZZ,1.7. und 22.11.13.

5) Blick, 12.2.14; SoZ, 16.2.14; TA, 1.7.14; SO, 6.7., 5.10., 19.10.14; CdT, 21.10.14; BaZ, 27.10.14

6) NZZ, 30.6.14; Lib, 4.12.14

7) So-Bli, 29.6.14; LT, NZZ, 30.6.14

8) SoZ, 14.9.14; NZZ, 15.9.14; WW, 17.9.14; LT, 2.10.14

9) LT, 2.10.14; AZ, 14.10.14; SGT, 17.10.14

10) LT, 23.2.15; Blick, LZ, NZZ, 3.3.15; NZZ, 4.3.15; Exp, LT, LZ, Lib, SGT, 28.3.15; LT, 2.4.15; SO, 26.4.15; LT, 7.5.15; NZZ, 9.5.15;
Blick, 1.6.15; Blick, 3.6., 4.6.15; Blick, 6.6.15; SO, 21.6.15; Blick, 22.6.15; AZ, Lib, 23.6.15; SO, So-Bli, 28.6.15; AZ, 29.6.15; SO,
27.9.15
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11) So-Bli, 2.10.16; NZZ, TA, TG, 19.11.16
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